
Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht du rch den 
Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. Ni ederreiter als 
Vorsitzenden und durch die Hofräte des Obersten Ger ichtshofes Dr. 
Schinko, Dr. Tittel, Dr. Baumann und Hon. Prof. Dr.  Danzl als weitere  
Richter in der Rechtssache der klagenden Partei Mic haela G*****, 
vertreten durch Dr. Benedikt Wallner, Rechtsanwalt in Wien, wider die  
beklagte Partei ***** Bank GmbH, ***** vertreten du rch Tramposch & 
Partner Mag. Ulrich Hiob, Rechtsanwalt in Eisenstad t, wegen Zahlung 
von EUR 5.987,76 sA und Feststellung, über die Revi sion der klagenden  
Partei gegen das Urteil des Oberlandesgerichtes Wie n als 
Berufungsgericht vom 30. Juli 2003, GZ 12 R 56/03y- 22, womit infolge 
Berufung der klagenden Partei das Urteil des Landes gerichtes für 
Zivilrechtssachen Wien vom 27. Jänner 2003, GZ 9 Cg  123/02b-18, 
bestätigt wurde, in nichtöffentlicher Sitzung folge nden 

Spruch 
Der Revision wird Folge gegeben und das angefochten e Urteil 
aufgehoben; zugleich wird auch das Urteil des Erstg erichtes 
aufgehoben und die Rechtssache zur neuerlichen Verh andlung und 
Entscheidung an dieses zurückverwiesen. 
Die Kosten der Rechtsmittelverfahren sind weitere V erfahrenskosten. 
                             Begründung: 
Die Klägerin begehrt von der beklagten Partei die Z ahlung von EUR 
5.987,76 sA sowie die Feststellung, aus dem zwische n Gregorij 
Alexander B***** und der beklagten Partei am 22. 9.  2000 
abgeschlossenen Kreditvertrag über ursprünglich öS 345.000 nicht zu 
haften. 
Sie brachte dazu vor, der Hauptschuldner sei ihr da maliger 
Lebensgefährte gewesen; er habe bei der beklagten B ank am 22. 9. 2000  
einen Kredit über 345.000 S aufgenommen. Die zur Rü ckzahlung zu 
gelangende Gesamtbelastung betrage S 506.928. Die b eklagte Partei 
habe sich des Hauptschuldners als Boten bedient und  ihm die 
Kreditunterlagen mit dem Auftrag mitgegeben, die Kl ägerin möge "als 
Solidarschuldnerin" mitunterschreiben. In Wahrheit sei die Klägerin 
aber ausschließlich gutstehende Dritte, damit Inter zedentin im Sinn 
der §§ 25c und 25d KSchG gewesen. Hätte sie gewusst , wie es um die 
wirtschaftliche Lage des Hauptschuldners bestellt g ewesen sei, 
insbesondere dass es sich bei der Kreditzuzählung b ereits um eine 
Umschuldung gehandelt und wenig Hoffnung bestanden habe, dass der 
Hauptschuldner den Kredit aus Eigenem werde zurückz ahlen können, 
hätte sie die Haftungserklärung nicht abgegeben. Si e sei entgegen § 
25c KSchG von der beklagten Partei nicht über die w irtschaftlichen 
Verhältnisse des Hauptschuldners aufgeklärt worden,  sie habe vielmehr  
überhaupt keinen Kontakt zur beklagten Bank gehabt.  Zum Zeitpunkt der  
Abgabe der Haftungserklärung sei sie vermögenslos g ewesen und sei sie  
dies bis heute. Im Laufe des letzten Jahres sei der  Klagsbetrag 
rechtsirrtümlich an die beklagte Partei bezahlt wor den, weil ihr 
diese stets mit der Gehaltsabtretung gedroht habe, obwohl eine solche  
gemäß § 12 KSchG unzulässig sei. Es wäre der Kläger in unangenehm 
gewesen, wenn ihr Dienstgeber wegen der Gehaltsabtr etung kontaktiert 
oder belangt worden wäre. Hilfsweise werde das Gesc häft wegen eines 
von der beklagten Partei verursachten Irrtums angef ochten und die 
Rückabwicklung der wechselseitigen Leistungen begeh rt. 
Hilfsweise begehrt die Klägerin die Anwendung der r ichterlichen 
Mäßigung gemäß § 25d KSchG. Die Klausel im Kreditve rtrag, die 
Klägerin würde "als Solidarschuldner" bestätigen, ü ber die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditnehmers auf geklärt worden zu 
sein, spreche für das Verständnis der beklagten Ban k, sie als 
Interzedentin zu betrachten. Die Klausel selbst hin gegen sei 
rechtsunwirksam und ungewöhnlich im Sinne des § 864 a ABGB. 
Die beklagte Partei wendete ein, die Klägerin sei ü ber die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Hauptschuldners a ufgeklärt worden. 
Nach der eingeholten Bonitätsprüfung sei nicht vorh ersehbar gewesen, 
dass der Kredit tatsächlich notleidend werden würde . Nur dann, wenn 
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für die beklagte Partei bei Abschluss des Kreditver trages erkennbar 
gewesen wäre, dass dieser notleidend werden würde, wäre ein Verstoß 
gegen die Informationspflichten denkbar. Die Kläger in hätte die 
Verpflichtung aus dem Kreditvertrag als solidarisch  haftende 
Mitschuldnerin wegen des Naheverhältnisses zum Haup tschuldner 
jedenfalls übernommen. 
Das Erstgericht wies das Klagebegehren ab, wobei im  Wesentlichen 
folgende Feststellungen getroffen wurden: 
Der Lebensgefährte der Klägerin war zum Zeitpunkt d es 
Kreditabschlusses bei einem Finanzberatungsunterneh men beschäftigt. 
Zunächst hatte er einen Kredit bei einer anderen Ba nk. Da der 
damalige Arbeitgeber des Lebensgefährten der Kläger in mit der 
beklagten Bank geschäftliche Kontakte unterhielt, w urde dem 
Lebensgefährten der Klägerin nahegelegt, den Kredit  bei der beklagten  
Partei aufzunehmen. Er hatte bei Abschluss des gege nständlichen 
Kreditvertrages bereits einen Vorkredit bei der bek lagten Partei 
offen. Daraus hafteten rund S 200.000 aus. Die Kläg erin war bei 
Abschluss des gegenständlichen Kreditvertrages bere its seit einem 
Jahr seine Lebensgefährtin und wusste von Schulden,  über die 
finanzielle Gesamtlage ihres Lebensgefährten war si e jedoch nicht 
informiert, "insbesondere inwieweit er selbst den g egenständlichen 
Kredit bedienen konnte". 
Der Kreditbetrag wurde hauptsächlich zur Schuldenab deckung des 
Lebensgefährten der Klägerin verwendet, nur etwa 20 .000 S wurden für 
gemeinsame Wohnungskosten verwendet. Bargeld erhiel t die Klägerin aus  
dem Kreditvertrag nicht. 
Die Kreditunterlagen nahm der Lebensgefährte der Kl ägerin mit nach 
Hause, wo sie von der Klägerin unterschrieben wurde n. Die Klägerin 
hatte nie direkten Kontakt zur beklagten Partei und  war auch nie in 
irgendeiner ihrer Filialen. 
Auf der ersten Seite des schriftlichen Kreditvertra ges wird 
festgehalten, dass es sich um einen Barkredit in Hö he von ATS 345.000  
"für diverse Anschaffungen" handle. Am Ende der ers ten Seite befindet  
sich allerdings der Vermerk "Abdeckung ***** Bank G mbH [beklagte 
Partei] Vorkonto 36-26643-001; "Abdeckung ***** E** *** Bank laut sep 
Aufstellung ü/S 182.000". 
Auf der letzten Seite der Krediturkunde befindet si ch oberhalb der 
Unterschrift der Klägerin folgender Vermerk: "Als S olidarschuldner 
bestätige ich, über die wirtschaftlichen Verhältnis se des 
Kreditnehmers und über die wesentlichen Folgen mein er Solidarhaftung 
informiert und zur Übernahme der Solidarhaftung auc h für den Fall 
bereit zu sein, dass der Kreditnehmer seine Verpfli chtung nicht oder 
nicht vollständig erfüllt". 
Als die Klägerin den Kreditvertrag unterschrieb, ve rdiente sie brutto  
monatlich S 14.200, ihr Lebensgefährte hatte ihr er zählt, dass er ca 
S 20.000 im Monat verdiene. 
"Auch wenn ihr Lebensgefährte sie über seinen tatsä chlichen 
finanziellen Hintergrund informiert hätte, hätte er  nicht nachgegeben  
und solange auf sie eingeredet, bis sie unterschrie ben hätte". 
Sie wusste, einen Kreditvertrag zu unterschreiben. Sie hatte zu 
diesem Zeitpunkt keine anderen Verbindlichkeiten. I hr Lebensgefährte 
sagte ihr, dass er, wenn es notwendig wäre, ohnehin  zuerst geklagt 
werden würde. Dass die Beklagte erkannte oder erken nen hätte müssen, 
dass der Lebensgefährte der Klägerin nicht in der L age war, seine 
Verbindlichkeiten zu erfüllen, konnte nicht festges tellt werden. 
Die Klägerin zahlte an die beklagte Partei bis 14. 2. 2002 S 
82.393,37 aus Sorge um ihren Arbeitsplatz. 
In rechtlicher Hinsicht führte das Erstgericht aus,  es fehle an einem  
krassen Missverhältnis zwischen dem Haftungsumfang und der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Klägerin, w eshalb die 
behauptete Sittenwidrigkeit der Interzession zu ver neinen sei. Eine 
Hinweispflicht im Sinne des § 25c KSchG setze vorau s, dass der 
Gläubiger erkannte oder erkennen habe müssen, dass der Hauptschuldner  
vermutlich nicht in der Lage sein werde, seine Verp flichtung zur 
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Gänze zu erfüllen. Von der Klägerin sei nicht vorge bracht worden, ob 
und inwieweit der beklagten Partei tatsächlich ein solches Wissen 
oder Wissenmüssen unterstellt werden müsse. Auch ei n Vorbringen, das 
die Anwendung des § 25d KSchG rechtfertige, sei nic ht erhoben worden.  
Das von der Klägerin angerufene Berufungsgericht be stätigte die 
angefochtene Entscheidung, es sprach aus, der Wert des 
Entscheidungsgegenstandes übersteige EUR 4.000, nic ht jedoch EUR 
20.000, die ordentliche Revision sei nicht zulässig . 
Das Berufungsgericht führte zu den von der Klägerin  geltend gemachten  
Feststellungsmängeln aus, es sei nicht erkennbar, a ufgrund welcher 
Beweisergebnisse das Erstgericht diese Feststellung en treffen hätte 
sollen. 
Zuzugeben sei der Klägerin aber, dass der Umstand, dass der 
Kreditgeber selbst aktiv wurde, um die Einbeziehung  der Interzedentin  
in das Schuldverhältnis zu erreichen, prima facie d arauf hinweise, 
dass er die Einbringung der Forderung beim Hauptsch uldner als nicht 
gesichert angesehen habe. Da hier offenbar die bekl agte Partei selbst  
die Interzession der Klägerin als Mitschuldnerin er reichen habe 
wollen, genüge es nicht, dass das Erstgericht nicht  feststellen habe 
können, dass die beklagte Partei erkannt hätte oder  erkennen hätte 
müssen, dass der Hauptschuldner nicht in der Lage g ewesen wäre, seine  
Verbindlichkeiten zu erfüllen. Es wäre hier Sache d er beklagten 
Partei gewesen, nicht nur entsprechende Behauptunge n aufzustellen, 
sondern den Gegenbeweis mit Beweismitteln zu erbrin gen, die eine 
positive Feststellung ermöglichten. 
Es sei der beklagten Bank aber der Beweis gelungen,  dass die Klägerin  
die Verpflichtungserklärung trotz ordnungsgemäßer I nformation 
abgegeben hätte. Die Klägerin gehe selbst davon aus , dass sich die 
beklagte Bank ihres Lebensgefährten als "Verhandlun gsgehilfen" 
bedient habe. Müsse sich die Bank die Handlungen de r Hilfsperson 
zurechnen lassen, so sei davon auszugehen, dass es hier in dem 
konkreten Fall gerade noch ausreiche, wenn die Bank  beweise, dass die  
Klägerin den Kreditvertrag auch dann unterschrieben  hätte, wenn ihr 
Lebensgefährte und Hauptschuldner als Hilfsperson d er Bank sie näher 
über seinen tatsächlichen finanziellen Hintergrund informiert hätte 
und sie dann, wenn auch mit Überredung, letztlich d och den 
Kreditvertrag freiwillig unterschrieben hätte. Davo n sei auch deshalb  
auszugehen, weil die Klägerin hier ihre Unterschrif t unter einen vom 
sonstigen Vertragstext deutlich abgegrenzten und he rvorgehobenen 
Passus, wonach sie über die wirtschaftlichen Verhäl tnisse des 
Kreditnehmers und über die wesentlichen Folgen ihre r Solidarhaftung 
informiert sei, geleistet habe. Derartige Vertragsb estimmungen seien 
nicht ungewöhnlich. Ein sich solidarisch verpflicht ender Interzedent 
müsse nach den Umständen und der Rechtslage mit sol chen Bestimmungen 
rechnen. Möge eine solche Bestimmung die Bank auch nicht von der 
Informationspflicht befreien, so liege in ihr doch ein starkes Indiz 
dafür, dass die Klägerin den Kreditvertrag auch dan n unterfertigt 
hätte, wenn sie tatsächlich von der Bank über die f inanzielle 
Gesamtlage informiert worden wäre. Das Berufungsger icht gehe daher 
auch davon aus, dass die Klägerin damals auch bei v ollständiger 
Information durch die Bank ihrem Lebensgefährten zu liebe die 
Solidarhaftung als Interzedentin übernommen hätte. 
Über Antrag der Klägerin änderte das Berufungsgeric ht seinen 
Ausspruch über die Unzulässigkeit der ordentlichen Revision dahin ab,  
dass diese für zulässig erklärt wurde. Das Berufung sgericht 
begründete dies damit, es habe die Unterschrift der  Klägerin unter 
die Klausel, über die wirtschaftlichen Verhältnisse  des Kreditnehmers  
informiert zu sein, als Indiz dafür gewertet, die K lägerin hätte den 
Kreditvertrag auch dann unterfertigt, wenn sie tats ächlich von der 
Bank über die finanzielle Gesamtlage informiert wor den wäre. Darin 
könnte man möglicherweise eine für die Klägerin nac hteilige 
Beweislastverschiebung erblicken, was die Tatsachen bestätigung zum 
unzulässigen Vertragsbestandteil im Sinn des § 6 Ab s 1 Z 11 KSchG 
machen würde, der allenfalls nicht einmal als Indiz  für das Vorliegen  
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eines Ausnahmetatbestandes des § 25c letzter Satz K SchG herangezogen 
werden dürfte. Es sei auch nicht von der Hand zu we isen, dass es für 
die Annahme des Ausnahmetatbestandes des § 25c letz ter Satz KSchG 
nicht genüge, wenn die Bank beweise, dass die Inter zedentin ihre 
Verpflichtung trotz Information oder auch Überredun g des 
Hauptschuldners als Erfüllungsgehilfen der Bank übe rnommen hätte und 
dass die Überredung des Hauptschuldners und Lebensg efährten die 
Entscheidungsfreiheit der Klägerin in einem Maß bee influsst haben 
könnte, das es verbiete, der Bank den Ausnahmetatbe stand des § 25c 
letzter Satz KSchG zugute kommen zu lassen. 
Gegen das Urteil des Berufungsgerichtes richtet sic h die Revision der  
klagenden Partei mit dem Antrag, die angefochtene E ntscheidung dahin 
abzuändern, dass dem Klagebegehren stattgegeben wer de; hilfsweise 
werden Aufhebungsanträge gestellt. 
Die beklagte Partei hat Revisionsbeantwortung ersta ttet und 
beantragt, dem Rechtsmittel der Klägerin nicht Folg e zu geben. 

Text 
                               Beschluss 
gefasst: 

Rechtssatz 
Die Revision ist zulässig und im Sinne ihres Aufheb ungsantrags auch 
berechtigt. 
Die Klägerin macht in ihrem Rechtsmittel geltend, a us der 
Feststellung, dass der Hauptschuldner solange auf s ie eingeredet 
hätte, bis sie unterschrieben hätte, könne ebensowe nig auf die 
Entbehrlichkeit der gebotenen Aufklärung geschlosse n werden wie 
darauf, dass sie im Fall einer solchen Aufklärung d urch die Bank die 
Haftungserklärung abgegeben hätte. Auch aus der Unt erfertigung einer 
nichtigen Tatsachenfiktion könne dies nicht geschlo ssen werden. Der 
die Bank treffende Beweis im Sinn des § 25c KSchG l etzter Satz sei 
nicht schon dann erbracht, wenn die Interzedentin " nach Überredung" 
durch den Hauptschuldner tatsächlich eine Haftungse rklärung abgegeben  
habe, auch wenn sie diese Erklärung unmittelbar unt er eine im 
Anwendungsbereich des KSchG nichtige Formularklause l gesetzt habe. 
Die Informationspflicht hätte für die beklagte Part ei auch dann 
bestanden, wenn der Klägerin die finanzielle Situat ion des 
Kreditnehmers bekannt gewesen wäre. Zu berücksichti gen sei auch der 
emotionale Druck, den die Lebensgemeinschaft mit de m Hauptschuldner 
auf die Klägerin ausgeübt habe. Im Zusammenhang mit  der emotionalen 
Bindung zum Hauptschuldner könne von einer freien u nd unbeeinflussten  
Willensentscheidung nicht gesprochen werden. Dass e s für die beklagte  
Partei durchaus vorhersehbar gewesen sei, dass der Hauptschuldner 
seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen wer de, ergebe sich 
bereits aus der "Umschuldung". 
Hiezu wurde erwogen: 
Gemäß § 25c KSchG hat der Gläubiger einen Verbrauch er, der einer 
Verbindlichkeit als Mitschuldner, Bürge oder Garant  beitritt, auf die  
wirtschaftliche Lage des Schuldners hinzuweisen, we nn er erkennt oder  
erkennen muss, dass der Schuldner seine Verbindlich keit 
voraussichtlich nicht erfüllen wird. Unterlässt der  Unternehmer diese  
Information, so haftet der Interzedent nur dann, we nn er seine 
Verpflichtung trotz einer solchen Information übern ommen hätte. Will 
der Verbraucher die Inanspruchnahme durch den Gläub iger verhindern, 
so hat er zu beweisen, dass die schlechte wirtschaf tliche Lage dem 
Gläubiger bekannt war oder bekannt sein musste. Der  Gläubiger hat 
dann die erfolgte Information zu beweisen. Es steht  ihm aber auch 
frei zu behaupten und zu beweisen, dass der Verbrau cher die 
Interzession auch bei erfolgter Information getätig t hätte (Krejci in  
Rummel³ ABGB § 25c KSchG Rz 10). Zur Frage, ob der beklagten Bank die  
schlechte wirtschaftliche Lage des Hauptschuldners bekannt war oder 
bekannt sein musste, hat das Erstgericht die Negati vfeststellung 

Seite 4 von 6BKA/RIS Judikatur Justiz - Volltext

01.08.2006http://www.ris.bka.gv.at/taweb-cgi/taweb?x=d&o=d&v=jus&d=JUST&i=75955&p=1...



getroffen, es könne nicht festgestellt werden, dass  die beklagte 
Partei erkannte oder erkennen hätte müssen, dass de r Hauptschuldner 
nicht in der Lage war, seine Verbindlichkeit zu erf üllen. Die Frage 
des Kennens der wirtschaftlichen Lage des Schuldner s stellt eine 
Tatfrage dar, ob der Gläubiger aber die wirtschaftl iche Lage erkennen  
musste, eine Rechtsfrage. Zur Tatfrage entspricht e s der vom 
Berufungsgericht zutreffend zitierten Rechtsprechun g des Obersten 
Gerichtshofes, dass dann, wenn der Gläubiger aktiv für eine bereits 
bestehende Forderung die Einbeziehung eines Interze denten betreibt, 
dies prima facie darauf hinweist, dass er die Einbr ingung der 
Forderung beim Hauptschuldner als nicht gesichert a nsah (RIS-Justiz 
RS0113882; SZ 73/121 [siehe auch P. Bydlinski Kredi tbürgschaft², 
116]). Durch den Anscheinsbeweis wird aber an der 
Beweislastverteilung selbst nichts geändert (Haas, Zur Aufklärung des  
Interzedenten über die wirtschaftliche Lage des Hau ptschuldners nach 
§ 25c KSchG, JBl 2002, 538 [541 FN 45]; Rechberger in Rechberger² ZPO  
Vor § 266 Rz 22 mwN). Da im vorliegenden Fall der L ebensgefährte der 
Klägerin zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme des gege nständlichen 
Kredites bei der beklagten Partei bereits einen Kre dit offen hatte 
und der gegenständliche Kredit im Wesentlichen nur der Abdeckung der 
Vorkredite diente, sind die Voraussetzungen dafür g egeben, dass der 
Klägerin die Beweiserleichterung des Anscheinsbewei ses zugute kommt. 
Ob ein materiellrechtlicher Tatbestand vorliegt, de r eine 
Beweismaßreduzierung im Sinne eines Anscheinsbeweis es rechtfertigt, 
ist eine Frage der rechtlichen Beurteilung (Rechber ger, aaO, Vor § 
266 Rz 22 mwN). Wenn nun das Erstgericht die Negati vfeststellung 
getroffen hat, ohne der Klägerin die Beweiserleicht erung des 
Anscheinsbeweises einzuräumen, hat es den Tatbestan d unrichtig 
rechtlich beurteilt, die Feststellung kann daher ni cht der 
Entscheidung zugrunde gelegt werden. Ob, ausgehend von dieser 
Beweiserleichterung, die zitierte Negativfeststellu ng aufrecht zu 
erhalten ist, ist eine Frage der Beweiswürdigung un d somit eine 
Tatfrage, auf die vom Obersten Gerichtshof nicht ei nzugehen ist. Das 
Verfahren ist daher mit einem Feststellungsmangel i nsoweit behaftet, 
als nicht in rechtlich einwandfreier Weise feststeh t, ob die beklagte  
Bank erkannte, dass der Schuldner seine Verbindlich keit 
voraussichtlich nicht erfüllen werde. 
Was die Rechtsfrage betrifft, ob die beklagte Bank diesen Umstand 
hätte erkennen müssen, bedarf es noch einer weiterg ehenden Erörterung  
mit den Parteien. Nach ständiger Rechtsprechung ist  je nach Art und 
Ausmaß der Verbindlichkeit vom Gläubiger eine sorgf ältige 
Bonitätsprüfung unter Verwendung der ihm zugänglich en Instrumente 
vorzunehmen und hat sich der Gläubiger in jenem Umf ang Kenntnis von 
der wirtschaftlichen Lage des Hauptschuldners zu ve rschaffen, wie 
dies ein sorgfältiger Kreditgeber üblicherweise tut  (RIS-Justiz 
RS0115984; ÖBA 2002, 499; siehe hiezu auch Haas, aa O, JBl 2002, 539 
f). Sollte sich im fortgesetzten Verfahren nicht oh nehin bereits 
ergeben, dass die beklagte Bank erkannte, dass der Hauptschuldner 
seine Verbindlichkeit voraussichtlich nicht erfülle n werde, wird 
diese Frage mit den Parteien zu erörtern und werden  darüber bei 
widerstreitendem Tatsachenvorbringen Feststellungen  zu treffen sein. 
Die Informationspflicht im Sinne des § 25c KSchG tr ifft den 
Kreditgeber, der sich dazu auch eines Verhandlungsg ehilfen bedienen 
kann. Unter den Voraussetzungen, unter denen man Ir reführungen des 
Interzedenten durch Verhandlungsgehilfen des Kredit gebers diesem 
zurechnet, muss man auch eine Aufklärung durch den 
Verhandlungsgehilfen als ausreichend erachten. Der Hauptschuldner ist  
gegenüber dem Interzedenten aber nur dann Verhandlu ngsbeauftragter 
des Kreditgebers, wenn der Gläubiger selbst ein übe r den mit jeder 
Interzession begrifflich verbundenen Sicherungszwec k hinausgehendes 
Interesse an der Verpflichtung des Interzedenten ha tte (RIS-Justiz 
RS0014862; ÖBA 2002, 322; siehe auch P. Bydlinski, aaO, 60 f). 
Ein derartiges, über den mit der Interzession begri fflich verbundenen  
Sicherungszweck hinausgehendes Interesse ist im vor liegenden Fall 
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nicht erkennbar, weshalb sich die beklagte Bank nic ht auf eine 
Aufklärung durch den Lebensgefährten der Klägerin b erufen kann, diese  
aber auch nicht Irreführung durch ihren Lebensgefäh rten geltend 
machen kann. Vielmehr kann von der Klägerin als erw achsener, 
geschäftsfähiger Person erwartet werden, dass sie s ich bei 
Zweifelsfragen selbst um Information bemüht, es ist  ihr auch 
zumutbar, ihre wirtschaftlichen Interessen selbst a usreichend zu 
wahren (P. Bydlinski, aaO, 55 mwN). 
Nach ständiger Rechtsprechung besteht die Informati onspflicht des 
Kreditgebers auch dann, wenn der Interzedent über d ie finanzielle 
Situation des Hauptschuldners Bescheid weiß; dadurc h soll eine 
Verminderung des Risikos für den Bürgen durch die a usdrückliche 
Warnung bewirkt werden (RIS-Justiz RS0113880; SZ 73 /121; zuletzt 8 Ob  
50/03s). 
Die beklagte Bank ist schon einer allfälligen Infor mationspflicht im 
Sinne des § 25c KSchG nicht nachgekommen. 
Allerdings eröffnet § 25c letzter Satz KSchG dem Gl äubiger die 
Möglichkeit, die fehlende Kausalität seiner Pflicht widrigkeit zu 
beweisen (P. Bydlinski, Die Sittenwidrigkeit von 
Haftungsverpflichtungen, ZIK 1995, 135 [139]; Thunh art, Informations-  
und Warnpflichten beim Konsumentenkredit in Österre ich und den USA, 
ÖBA 2001, 843 [850]; SZ 73/121). Dieser Nachweis ei nes hypothetischen  
Kausalverlaufes ist nun der beklagten Bank nur inso weit gelungen, als  
die Klägerin auch dann, wenn sie ihr Lebensgefährte  über seinen 
tatsächlichen finanziellen Hintergrund informiert h ätte, den 
Kreditvertrag unterschrieben hätte. Wie schon oben ausgeführt, ist 
das Verhalten des Lebensgefährten der Klägerin der beklagten Bank 
aber weder in der Frage der Irreführung noch in der  Frage der 
Erfüllung der Aufklärungspflichten zuzurechnen. Wei ters wurde schon 
oben ausgeführt, dass die Informationspflicht auch gegenüber dem 
besteht, der bereits informiert ist. Es bedarf dahe r einer 
Feststellung, ob die Klägerin auch dann den Kreditv ertrag 
unterschrieben hätte, wenn sie von der beklagten Ba nk im Sinne des § 
25c KSchG ausreichend informiert worden wäre. Dazu hat das 
Erstgericht aber keine Tatsachenfeststellungen getr offen. Das 
Berufungsgericht hat zwar ausgeführt, es gehe aufgr und verschiedener 
Überlegungen davon aus, dass die Klägerin auch bei vollständiger 
Information durch die Bank ihrem Lebensgefährten zu liebe die 
Solidarhaftung als Interzedentin übernommen hätte. Dabei kann es sich  
aber nicht um ergänzende Feststellungen handeln, de nn diese hätten ja  
nur nach Beweiswiederholung (oder -ergänzung) getro ffen werden können  
(E. Kodek in Rechberger² ZPO § 488 Rz 4 mwN). Auch insoweit liegt 
daher ein Feststellungsmangel vor. 
Das Erstgericht wird daher im fortgesetzten Verfahr en zu prüfen 
haben, ob die beklagte Bank eine Informationspflich t traf und, sollte  
dies der Fall sein, ob die Klägerin auch bei Erfüll ung der 
Informationspflicht die klagsgegenständliche Verpfl ichtung übernommen  
hätte. 
Der Kostenvorbehalt gründet sich auf § 52 ZPO. 
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